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wikkenberg Schweinitz, Torgau Tiebrnwerda, Sangerhauſen Eckartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Erfolge der ſozialen Revolution.
De Geueralſtrell ſiegreich?

Einigung erzielt!
Berlin, 6. März. (Amtlich.) Geſtern fanden in

Weimar unter dem Vorſitz des Reichs Arbeits
miniſters Bauer Verhandlungen mit den Vertretern
der Streikenden ans dem Mitteldeutſchen Streik-
gebiet ſtatt, die zu einer völligen Einigung
führten. Die anweſenden Anternehmer Vertreter
ſtimmten für ihre Perſon den getroffenen Verein
barungen zu und verſprachen, in ihren Kreiſen fü
ſofortige Durchführung einzutreten.

O

Diefe amtliche Meldung beſagt nicht, auf welcher Grund
lage die Einigung erfolgt iſt. Das aber iſt daß entſcheidende,
Solange darüber keine Nachrichten vorliegen, iſt ein Urteil nicht
möglich. Wir erwarten, daß nun die Delegierten ſchleunigſt Be
richt erſtatten, auf daß die ſtreikende Arbeiterſchaft Stellung
nehmen kann.

Da die entſcheidenden Forderungen der Streikenden nicht poli
tiſcher Art waren, ſondern die Sozialiſierung zum Ziel hatten,
werden die Zugeſtändniſſe der Regierung ſich jedenſalls nur in
dieſer Richtung bewegen. Das kommt nicht mehr überraſchend.
Der unwiderſtehliche Gewaltſturm der Bewegung hatte die Re
gierung bereits in den letzten Tagen dezu gedrängt, das Notventil
zu Zffnen und die roſigſten Verſprechungen inbezug auf Soziali
ſierung auszuſtoßen. Sie verſprach Uebernahme des Rheiniſch-
weſtfäliſchen Kohlenſyndikats, Sozialiſierung des Kalibergbaus uſw.
Nun hat ſie auch ein allgemeines Sozialiſierungsgeſetz eingebracht,
ebenfalls ein Reichskohlengeſetz, über deven Durchführung mit einem
geſetzlich vorgeſchriebenen Sachverſtändigenrat verhandelt werden ſoll.

Die Regierung verkündet, daß ſie ſich auf Arbeiten der Sozialiſie
rungskommiſſion ſtütze. Ob in all dieſen Verſprechungen die tat
ſächliche Errichtung der Betriebsräte geſetzlich verbürgt wird,
iſt noch nicht zu erkennen. Aber das Entſcheidende an den Be
triebsräten iſt nicht ihre Verbürgung, ſondern die Art ihrer
Macht. Die Betriebsräte müſſen den geſamten Produk-
tionsprozeß entſcheidend kontrollieren und entſcheidend beſtimm
men können, dann erſt kommt ihnen ein Wert zu.

Wie gewaltig die Wirkungen der Arbeiterbewegung ſind, offenbart
ſich mit jedem Tage deutlicher. Auf der ganzen Linie wird die
Regierung ſowie die Unternehmerklaſſe zu Zugeſtändniſſen ge
zwungen. Was bisher hartnäckig verweigert wurde, iſt durch die
Gewalt des Märzſturmes bald in greifbare Nähe gerückt. Die
Regierung war bisher der Sachverwalter der kapitaliſtiſchen
UnternehmerJntereſſen, und der „Sozialiſt“ Noske ſandte ſeine
Truppen überall hin, wo die Arbeiterbewegung lebendig ausbrach.
Nachdem aber die Bewegung über ſich ſelbſt hinaustrieb und
un ganz Mitteldeutſchland umfaßt, ebenſo Berlin, iſt an ein
Trotzen gegenüber den Arbeiterforderungen nicht mehr zu denken.

Berliner Blätter haben angekündigt, daß die Tage und Stunden
der Regierung gezählt ſind. Eine nenere Meldung aus Weimar
beſagt, daß ſich das Reichsminiſterium ſozuſagen in Auflöſung
vefinde. Der Grund dafür ſei folgender: Die Regierungsſozialiſten
im Reichsminiſterium werden durch den Generalſireik der Arbeiter
Schritt für Schritt auf den Weg zur wirklichen Sozialiſierung
gezwungen. Das löſt Empörung bei den Vertretern des Bürger
tums aus. Dieſe Herren ließen ſich bisher die ScheinSozialiſie
rung und die ſozialiſierenden Schaumſchlägerein gefallen. Nach
dem aber die Regierungsſozialiſten Ernſt machen müſſen, ſei die
von den bürgerlichen Miniſtern vertretene Kapitaliſtenklaſſe in
ihrem Lebensnerv getroffen. Das Herr Jm Hauſe tum in den
Betrieben ſei gefährdet, weshalb ſie den Regierungskarren nicht
mehr mitſchieben könnten.

Ob dieſe Meldungen ſchon den Tatſachen entſprechen, iſt nicht
verbürgt; doch liegt ihnen einige innere Wahrſcheinlichkeit zugrunde.
Vielleicht kommt es erſt nächſtens zu dieſer Zuſpitzung.

Bärgerliche Nachrichtenquellen wollen weiter wiſſen, daß nun
eine Regierung von Regierungsſozialiſten und Unabhängigen in
Frage käme. Doch das iſt Zukunftsmuſik mit vorerſt noch miß
tönendem Geräuſch. Die Regierungsſozialiſten müßten erſt völlig
umgelernt haben, ehe die Ärbeiterklaſſe zu ihrem Sozialismus
wieder eine Art von Vertrauen aufbringen könnte. Mit den
gegenwärtigen Regierungthelden kann die Unabhängige Partei
keine Gemeinſamkeit haben.

Jm übrigen bricht ſich der Gedanke der Rätevertretung
ſiegreich Bahn. Jn Bayern wird er ſich durchringen, in
Braunſchweig beſchloß ihn die Arbeiterklaſſe durch Ur
abſtimmung und in Weimar macht die Reichsregierung ein
Zugeſtändnis nach dem andern. Zur Beſänuftigung der Berliner
Bewegung ſoll ſie erklärt haben, daß Räteſyſtem geſetzlich ver
ankern zu wollen.

Ein bedeutſames Wort in der Frage des demokratiſchen Anf
baneß hat die Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei
mitzuſprechen. Der Parteitag im Berlin hat anſcheinend noch nicht
entſchieden (ſiehe die Reſolution im beſonderen Artikel), doch muß
die revolntionär geſchulte Arbeiterklaſſe unbedingt auch auf die

bis in die ſphten Nachiſtunden

politiſch ſoziale Mitentſcheidnng durch die Räteorganiſation be
ſtehen. Gleichviel wie die Parteitagd- Entſcheidung ausfällt, wird
dieſe Forderung unbedingt durchgeſetzt werden müſſen.
Eo iſt denn die zweite Revolution anf ſiegreichem Vormarſch!
Die erſte Welle der deutſchen Revolution brach die politiſchen
Zwinggewalten nieder und eroberte ſigh politiſche Demokratie-
Das war für die Arbeiterklaſſe eine Rotwendigkeit, aber be
de noch nicht die wirtſchaftliche Befreiung der Arbeiter

aſſe.
Der gweite Stoß der deutſchen Redglution geht nun fär

wirtſchaftliche Gleichberechtigung des Proletariats.
Sozialiſiernug der geſamten Produktion iſt nun die Loſung!
Beſtimmung der Produktion von oben durch die srganiſierte
Ceſellſchaſt, und Miteuntſcheidung des Produktionsprozeſſes
durch gleichderechtigte Anteilnahme der Arbeiter von unten.
Das iſt die ſoziale Geſellſchaftsform, die den Lebensbedingnugen
des ſchaffeuden Volkes entſpricht.

Die Eroderung dieſer wirtſchaftlich-ſozialen Rechte und die
Durchführung dieſer ſozielen Revolution ift ein gigan-
tiſches Werk. Heldenmätig warf die mitteldeutſche Arbeiter
ſchaft ihr ganzes Sein in den Kampf und tapfer und ſelbſtlos
577 F aus, bis durch den opſerreichen Kampf das Ziel er
reicht i.

Noch einmal das Ziel wird erreicht werden! Es volſzieht
ſich hier der Geſchichte ehernes Muß!

Die Regierung gibt nach.
Weimar, 5. März. (W. T. B.) Wie wir erſahren, haben die

andauernden Einitcnngs Verhand
lungen zwiſchen den Vertretern der Berliner Mehrheitsſozialiſten
und dem Kabinett einen befriedigenden Verlauf genommen. Die
Arbeiterabordnung iſt noch in der Nacht nach Berlin zurückgekehrt,
um die Vorſchläge der Regierung den ſtreikenden Arbeitern zur
Genehmigung vorzulegen. Wie verlautet, ſollen ſich die Vor
ſchläge in der Richtung einer Verankerung der Arbeiter-
und Soldatenräte in der Verfaſſung bewegen.

Die Lage in Mitteldeutſchland.
Koburg, 5. März. Der Streik in Weſt- Thüringen hat

bis heute keine Abſchwächung erfahren. Die Züge können Erfurt
nicht erreichen, da die Strecke Neudietendorf- Vieſelbach
verkehrsunfähig gemacht worden iſt. Trotz des in Eiſenach be
ſtehenden Streiks können die Züge über Eiſenach in der Richtung
Frankfurt a. M. Kaſſel fahren. Der Drahtverkehr mit den
mittelthüringiſchen Städten iſt unterbrochen. Jn Süd- Thüringen
ſind von größerer Ausdehnung nicht zu befürchten.

Jn Leipzig wird der Generalſtreik mit bewundernungswürdi-
ger Kraft durchgeführt. Unruhen oder Störungen ſind nicht vor
gekommen. Von Dresden ans ſchickt ein Regierungsſozialiſt,
der die „Militärgewalt“ im Miniſterium dirigiert, Drohungen,
er werde Weiße Garden ſenden. Doch hat das bei den Leipziger
Arbeitern nur Heiterkeit erregt.

Jm Meuſelwitzer Revier ſoll der Streik abgebrochen
worden ſein.

Da die bürgerliche Preſſe faſt alle Streiknachrichten zurückhält,
iſt aus vielen Orten nichts zu erfahren. Die eigene Nachrichten
übermittlung iſt meiſt unterbunden.

Verhandlungen in Leipzig. Leipzig, 5. März. Die ſächſiſche
Regierung hat dem Leipziger Arbeiter und Soldatenrate Ver
handlungen angeboten. Die Leipziger Volkszeitung erklärt hierzu,
die Verhandlungen könnten nur auf der Grundlage geführt wer-
den, daß die ſächſiſche Negierung ſich verpflichte, für die Soziali
ſterung des Wirtſchaftslebens und die Herſtellung eines ſoziali
ſtiſchen Gemeinweſens einzutreten. Der A. und S.Rat und
die Streikleitung der Arbeiter beſchloſſen, daß keinerkei Ausweiſe
nach auswärts mehr ausgeſtellt werden. Auch dürfen Automobile
und andere Beförderungsmittel Leipzig nicht mehr verlaſſen.

Der Generalſtreik in Berlin.
Berlin, 4. März. Die Vollverſammlung der Arbeiterräte

GroßBerlins hat mit 1000 gegen 125 Stimmen den Generalſtreik
beſchloſſen. Geſtern abend um 8 Uhr ſtanden in Berlin bereits
die Straßenbahnen und die Eiſenbahnen ſtill. Die Arbeiter der
Elektrizitätswerke haben ſich dem Generalſtreik angeſchloſſen. Die
Arbeit ſoll hier jedoch nur teilweiſe ruhen. Die Gaswerke bleiben
in Betrieb. Die Waſſer- und Lebensmittelverſorgung wird auf
rechterhalten. Der Vollzugsausſchuß der Berliner Arbeiterräte iſt
auf 40 Mitglieder erhöht worden, er fungiert gleichzeitig als
Streikleitung. Das Bürgertum will einen Gegenſtreik inſzenieren.

Noske will mit Gewaltmaßregeln den Generalſtreik in Berlin
unterdrücken. Ueber den Landespolizeibezirk Berlin, über Spandau,
Teltow und Niederbarnim wurde der Belagerungszuſtand verhängt.
Wo ſich eine Anzahl Menſchen auf Straßen und Plätzen zuſammen-
finden, wird rückſichtslos geſchoſſen.

Die Forderungen der Berliner Arbeiter.
1. Anerkennung der A. und S.Räte. 2. Sofortige Durch

führung der ſieben Hamburger Punkte über bie Kommando-
ewalt. 3. Freilaſſung aller politiſchen Gefangenen, insbeſondere
8 Genoſſen Ledebour; Niederſchlagung aller politiſchen Prozeſſe,

Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit. Verweiſung aller mili-täriſchen Vergehen an zivile Gerichte. Soſortige Verhaftung eller

Perſonen, die an politiſchen Morden beteiligt waren. 4. Soſortige
Bildung einer revolutionären Arbeiterwehr. 5. Soſortige Auf-
löſung aller Freiwilligenverbände. 8. Sofortige Anlnüpſung der
politiſchen und wirtſchaftlichen Beziehungen zur Sowjetregierung.

Dann folgen wirtſchaftliche Forderungen, die ſich auf Anerken
nung und Feſtlegung der Arbeiter und Soldatenräte beziehen.
Sie ſollen die Aufgabe haben, die Neuordnung in Deutſchland zu

chern und auſzubauen. Das Ziel muß ſchleunigſte Sozialiſierung
ein.

Was man offiziös melden läßt. Berlin, 6. März. (W. T. B.).
Der Ausſtand hat ſich nicht weiter ausgedehnt. Die meiſten Klein
und Mittelbetriebe ſtreiken nicht. Jn den Großbetrieben wird
nur teilweiſe geſtreikt. Bei der Hoch- und Untergrundbahn iſt
die Wiederaufnahme des Betriebes am Freitag wahrſcheinlich,
auch bei den Straßenbahn Angeſtellten macht ſich eine ſtarke
Strömung dafür geltend. Eiſenbahn und Poſtſtreik iſt noch
nicht beſchloſſen, doch liegen Teilausſtände nicht außerhalb der
Möglichkeit.

Wie Nogske herrſcht!
Die Halliſche Zeitung meldet:
Weimar, 5. März. Reichsminiſter Noske hat vor ſeiner

Abreiſe nach Berlin eine längere Konferenz mit den übrigen Mit
gliedern des Kabinetts abgehalten. Man iſt übereingekommen, die
Unruhen rückſichtslos zu unterdrücken, alle Ausſchreitungen
auf das ſtrengſte zu beſtrafen. Bei den Beratungen hat ſich
Noske dahin geäußert, daß Berlin ein Standrecht bekommen wird,
wie es bisher noch nicht erlebt hat. Alle Perſonen, die ſich
nachmittags nach 6 Uhr auf der Suaße zeigen, ſollen ohne Rück
ſicht erſchoſſen werden.

Keine Berliner Zeitungen!
Berlin, 6. März. Die Setzer und Drucker des W. T. B. ſind

geſtern abend in den Ausſtand getreten. Jnſolgedeſſen können
Druckausgaben nicht mehr hergeſtellt werden.
Berlin, 6. März. Jn Berlin iſt heute keine Morgenzeitung
erſchienen, da die Setzer und Drucker geſtern abend überall in
den Ausſtand getreten ſind.

Die Rote Fahne erdroffelt. Nach Zeitungsmeldungen wurde
die Druckerei der Roten Fahne in der Nacht ohne Kampf von
Regierungstruppen beſetzt. Mittwoch früh wurde der Redakteur
eleg. Fahne, Dr. Ernſt Meyer, durch Regierungstruppen
verhafte

Braunſchweig fürs Räteſyſtem!
Draunſchweig, 5. März. Bei der geſtrigen Rrabſtimmung

der organiſierten Arbeiterſchaft der Stadt Braunſchweig in der
Frage des Näteſhitems wurden, wie der Volksfreund meldet,
3941 Stimmen für ſofortige und 3013 Stimmen für ſrätere
Einführung des Räteſyſtems abgegeben. 116 Stimmen
waren ungültig.

Generalſtreik in Mannheim.
Mannheim, 6. März. Der revolutionäre Arbeiterrat

fordert die Arbeiterſchaft zum Generalſtreik auf. Die Ne-
gierungsſozialiſten lehnen ihre Beteiligung ab.

Jm Weſten ſtreiken wieder einige Zechen. Der „beendete“
Generalſtreik im Ruhrrevier flackert immer wieder auf. Grund
des Streiks iſt: Forderung der Zurückziehung der Regierungs
truppen, Einführung der 7 ſtündigen Arbeitsſchicht, ſowie ſo
fortige Entlaſſung der bei den letzten Unruhen feſtgenommenen
Kommuniſten. Es iſt möglich, daß er bald wieder größere
Dimenſionen annimmt.

Erfolgreicher Generalſtreik in Bremen.
Bremen, 5. März. Die Arbeiter fordern die Freilaſfſfung der

in den Kämpfen bei der Beſetzung Bremens am 1. Februar
gemachten Gefangenen. Nachdem die Verhandlungen der pro-
viſoriſchen Regierung und des 21 er Ausſchuſſes als der Vertretung
der Arbeiterſchaft geſcheitert waren, brach der Generalſtreik
ans. Die Regierung entließ ſchleunigſt 42 politiſche Gefan-
ene. Weitere folgen. Die Streikleitung erklärte damit dieForderungen für erfüllt und beſchloß die Wiederaufnahme der Arbeit.

Bayern.
Ueber die Lage in Bayern iſt keine völlige Klarheit zu erlangen.

Der Rätekongreß tagt noch, hat aber bisher keine entſcheidenden
Beſchlüſſe über den inneren Aufbau des Staates gefaßt. Jn
Nürnberg haben die drei Parteien Unabhängige, Regierungs-
ſozialiſten und Bauernbündler ein Programm ausgearbeitet, das
dem Kongreß unterbreitet wurde. Es beſagt: Bildung eines ſozia-
liſtiſchen Miniſteriums durch die beiden ſozialiſtiſchen Parteien,
Anerkennung dieſes Miniſteriums durch den gewählten Landtag,
Auflöſung des ſtehenden Heeres und Schaffung einer freiwilligen
Volkswehr aus politiſch und gewerkſchaftlich organiſierten Arbeitern.
Dem Rätekongreß, deſſen Aktionsausſchuß und dem Zentralrat
ſtehen geſetzgeberiſche Vefugniſſe und Vollzugsrechte nicht zu. Die
Rechte der Arbeiter-, Bauern und SoldatenRäte ſind durch ein
beſonderes Geſetz umgehend feſtzulegen.

Batzern bleibt in der Reichsrepublik. München, 6. Mörz.
Eine im Rätekongreß verteilte Kundgebung der proviſoriſchen Re-gierung beſagt, daß der Freiſtaat Bayern ein Beſtandteil der

deutſchen Republik bleibe.

Präſident Wilſon iſt am Mittwoch wieder nach Frankreich ab
gefahren. Die Friedenskonferenz ſoll in einigen Wochen beendet
werden. Alle Allijerten, beſonders England drängen auf Be-
ſchleunigung, da ihre Länder vor „Wirren“ ſtänden, das heißt:
die Revolution im Leibe haben.

Wilhelm wird nicht angeklagt werden. Paris, 65. März.
Die mit der Unterſuchung der Frage der Schuld am Kriege be
auftragte juriſtiſche Kommiſſion hat entſchieden, daß gegen ein
Staatsoberhaupt nicht vorgegangen werden kann. Dieſer Beſchluß
muß aber noch von der Geſamtfriedens konferenz ratifiziert werden.
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Der Parteitag
der Unadhängigen Sozialdemokratiſchen Partei.

Wagen dem 2. März, iſt in Berlin der Parteitag der Un
V zu den ialdemokratie S um vor allen

n

ung zu nehmen. Er tagt im preußiſ Herrenhaus und iſt am
genden politiſchen

denten eröffnet worden. Die Delegi aus Mitteldeutſ
W in Jn das Büro wurden gewählt: Dittmann, r
vincki und Brühl als Vorſitzende mit gleichen Rechten.

Sodann begrüßte Haaſe den VParteitag in einer furzen, aber
ſcharfen Anſprache. Die Kluft zwiſchen Unabhängigen und

echtsſozialiſten habe ſich bedeutend erweitert. Jhre Haltung,
Zuſammengehehen mit dem Bürgertum öffne auch ihren An

ngern mehr und mehr die Augen. Die Arbeiter ſähen die große
ahr, die dadurch der Revolution drohe. Jn dieſer Situation

trete der Parteitag der Unabhängigen Sozialdemokratie zuſammen,der Klärung bringen ſolle. eiſe
Senofſin Zietz gab hierauf den Bericht der Zentralleitung. Ge

noſſe Dittmann berichtete über Organiſationsfragen.
Um Montag vormittag wurde die Organiſationsdebatte beendet.
r folgten die beiden Referate der Genoſſen Hagaſe und

Dänmig über Programm, Taktik und Einigung des Proletariats.
Der Parteitag verfolgte die große Auseinanderſetzung mit an
geſpanntem Jntereſſe und leidenſchaftlicher Teilnahme.

Haafe legte eine Reſolution vor, in der den Arbeiterräten
die Stellung zugewieſen wird, die ſie ungeſähr in der Braun

weiger Verfaſſung haben, das heißt, daß der Zentralrat als
erſte Jnſtanz neben der Nationalverſammlung das Recht hat,

ihre Beſchlüſſe zu beanſtanden und ſie der Volksabſtimmung zu
unterwerfen. Haaſe will dem Zentralrat außerdem das Vorſchlags
wcht geben. Daneben fordert Haaſe vollſtändige Beſeitigung des

und die Bildung einer Volkswehr aus mindeſten
jährigen, die mindeſtens ein Jahr volitiſch und gewerkſchaftlich

organiſiert ſind. Die Reſolution enthält noch eine ganze Reihe von
rderungen inbezug auf die nächſten Aufagben der Partei, ſo

te Begſteuerung des Kriegsgewinnes, Beſitzſteuern in ſchärfſter
rm. Wohnungsreform, wobei verlangt wird, daß die Beſitzenden

äberflüſſigen Wohnräume dem Proletariat zur Verfügung
llen müſſen.
Däumig kegt eine Reſolution vor, die die Anerkennung des

Räteſyſtems als alleinige Staatsform während der Diktatur des
Proletariats fordert. Sie iſt eine entſchredene Abſage an die

Demokratie, die Däumig als völlig undemokratiſch
eichnet. Die Forderungen des Sozialismus können nur durch

das Räteſhſtem bewirkt werden. Er erklärt ſich auch entſchieden
n jede Beteiligung an einer Regierung der Rechtsſozialiſten.

prvphezeit, daß der Verſuch in Braunſchweig mißlingen werde,
was ſich ſchon in Kürze herausſtellen müſſe.

Dienstag eröffnete Genoſſe Kautsky die Verſammlung mit
ſeinem Referat über die Berner Konferenz. Dann folate die
Diskuſſion über die drei Vorträge.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 6. März 1918.

Bewaffnung des Bürgertums.
Als eine der Anfgaben, die durchzuführen Halle durch Regie

We beſetzt wurde, bezeichnete das Flugblatt des Generals
a

ä

ercker unter Punkt 3: „Waffenablieferung ſeitens der nicht zur
hrung don Waffen berechtigten Perſonen.
rſte inzwiſchen wohl erfolgt ſein. Sie erſtreckte ſich auf alle

lperſonen, gleichviel ob Arbeiter oder Bürger. Das kapita
iſtiſche Bürgertum aber unterlegt ihr einen anderen Sinn. Es
überſchlug ſich förmlich vor moraliſcher Entrüſtung über die „be-
waffneten Arbeiter,“ die natürlich von den „unabhängigen Volks
verführern“ bewaffnet worden ſind, wie die Halliſche Zeitung, un
bekümmert um die Wahrheit, dreiſt drauflosſchreibt. Daß aus

ſprochene Gegenrevolutionäre wie die Konſervativen unter
evolution etwas ganz anderes verſtehen, als wir, das bedarf

im übrigen nicht erſt poch eines beſonderen Beweiſes. Eben
wowenig braucht noch ieſen zu werden, daß das kapitoliſtiſche
Bürgertum in dem „ſozialiſtiſchen“ Reichswehrminiſter Noske den
ſtarken Mann gefunden hat, der mit der Revolution nach kapi
taliſtiſch-reaktionären Wünſchen umſpringt. Man verſteht
daher auch den r mit dem es die Regierungstruppen be
rüßte, die es, nicht ohne Grund, als ſeine „Retter und Befreier“feiert Denn mit ihrer Hilfe gedenkt es ſich auch wieder feſt in

den politiſchen Sattel zu ſetzen. Es will ſeine, die alte
„Ordnung“ des geſtürzten Obrigkeitsſtaates wiederhaben. Und
um dieſen Zweck zu erreichen, fordert man in dem gleichen Atem-
uge, wo man darüber frohlockt, daß in Halle die „Entwaffnung“
er „bewaffneten“ Arbeiter gelungen ſei die Bewoffnung

des Bü rgertums! Man böre darüber die konſervative Halliſche
Zeitung in ihrer Mittwochnummer:

„Das Bürgertum,“ ſo ſchreibt das Blatt, muß aus der bis
herigen Jndolenz heraustreten, wenn es in Halle endlich beſſer
werden ſoll. Es handelt ſich jetzt um Sicherung der erreichten
Ordnung. Dieſe Sicherung aber kann nicht dauernd vom Frei-
i an Landesjägerkorps übernommen werden, das ſich für neue

ufgaben bereithalten muß, denn Spartakus iſt im Reiche längſt
nicht tot. Jetzt muß das 8 a auf den Plan treten und
die Aufrechterhaltung der wiederhergeſtellten Ordnung gewähr-
leiſten. Wie dabei zu Werke gegangen werden muß, wird das
e Landesjägerkorvs zeigen. Zur Durchführung

Belagerungszuſtandes iſt die Stadt Halle in rei Bezirke ein

Dieſe Entwaffnnng

geteilt worden. Jeder dieſer Bezirke wird von einem Major mit
ecatprechender militäriſcher Stärke militäriſch organifiert. Bei
dieſen Kommandos in den einzelnen Bezirken müßten ſich jetzt
z viele wehrfähige gediente Bürger melden, um den
Selbſtſchutz Halles allmählich zu lernen und dann ſelbſtändig zu
übernehmen. Solche Bürgerwehren müſſen in allen drei Bezirken
in möglichſt großer Zabl gebildet werden, damit die Sicherheit in
der Stadi nach dem Abzug der freiwilligen Trnvpen don der
Bürgerſchaft gewährleiſtet werden kann, und zwar ſowohl nachts
wie am Tage. Die ſich meldenden Bürger werden
militäriſch eingekleidet und bewaffnet und tun dann
Ficherheitsdienſt, ſoweit es ihre Zeit erlaubt.

Neben dieſen Bürgerwehren wird die Aufſtellung eines
t re geplant, das in der Artillerie-aſerne ausgebildet und ſtändig unter Waffen ge-
halten wird. Zu hier iſt es notwendig daß ſich möglichſt
viele zuverläſſſge Bürger, die etwa ein halbes Jahr ununterbrochen
Dienſt tun wollen, ſofort in der Artilleriekaſerne oder beim
Freiwilligen Landesjägerkorps melden.

Soweit die Halliſche Zeitung über die geplante Bewaffnung des
Bürgertums. ie uns von zuverläſſiger Seite mitgeteilt wurde,
iſt man bereits an verſchiedene Bürger herangetreten, um ſie zun
Eintritt in das „Freiwilligen korps“ zu bewegen.

Das nene Sicherheitsregiment.
Einer Konferenz der Preſſevertreter wurde der Organiſations-
an über die Bewaffnung des Bürgertums und die Umgeſtaltungz Sicherheitsdienſtes mitgeteilt. Die jetzt beſtehende Sicher-

heitswehr wird aufgelöſt. An ſeine Stelle tritt ein aus
aftiven Offizieren, Unteroffizieren und Mannſchaften beſtehendes
Wachtregiment. Weiter wird ein beſoldetes Freikorps

e gebildet, dem ebenfalls aktive Offiziere, Unteroffiziere undRanſchaſten beitreten ſollen. Schließlich wird noch eine un
beſoldete freiwillige Bürgerwehr gebildet, die dem Landes

erkorps unterſtellt und von dieſem bewaffnet wird. Weiterekirinn en darüber ſolgen morgen.
Der geſtrige Tag und die vergangene Nacht ſind noch den ge

machten Mitteinngen ruhig verlanſen. Es fanden keine Schießereien
and keine Plünderungen ſtatt. Viel Diebrsgut wurde gefunden.
Eine große Zahl von Perſonen, die der Plünderung ver
dächtig ſind, ſind wieder feſtgenommen. Jn der Liebenauerſtraße

tag nachmittag um 2 Uhr vom Genoſſen Zubeil als Alters

v et e War er lade erſchoſſen aufefunden. per über die Art der Tötung iſt nicht bekannt.
merkenswert eine Abteilung Landesjäger in der verr Nacht in d unſeres

g und nach jenem a ſuchte.
K henen ein

Die Halliſche bürgerlich-kapitaliſtiſche Preſſe
iſt den Einmarſch der Regierungstruppen in einen förm
lichen Tanmel des Entzückens geraten. Sie wittert Morgenluft
für den Geſchäftskapitalismus und ſtimmt ein wahres Freuden-

darüber an, daß die Streikbewegung der Arbeiter ihr Ziel
e Durchführung des BetriebsräteSyftems, nun nicht erreichen

werde. Wie aus der Meldung aus Weimar und aus der Tat
ſache, daß die Arbeiter weiterſtreiken, hervorgeht iſt dieſes
dengeheul zum mindeſten verfrüht. Aber der ganze, langzu
Klee Groll und Haß der Beſitzenden gegen die Ar

iter entlädt ſich nun unter dem Schutze der Regierungs
truppen, in der bürg Preſſe mit voller Wucht.
mentlich über die unabhängigen Führer und über das
Volksblatt ergießt ſich eine ganze Schlammflut von Verdäch
tigungen, Schmähnungen und Berlenmdungen. Und in dieſem
löblichen Tun befindet ſich die „ſozialiftiſche“ Volksſtimme in
holder Eintracht mit der ihr geſinnungsverwandten bürger-
lichen Preſſe. Ja, gerade ſie treibt's am ſchlimmſten. Da kann
man in der Halliſchen Zeitung leſen, daß „die „aufſtändiſchen“
Arbeiter roh und 2 ſind und daß die Roheit der
unabhängigen Aufwiegler“, „von jedem Hallenſer wohl

r Genüge erkannt worden jei. wird der „Wohllöbliche
oldatenrat* mit einem Hohn und Spott überſchüttet, hinter

dem ſich ein maßloſer Haß nur ſchlecht verbirgt, und die Ma
troſenkompagnie in der Charlottenſchule wird mit edler Dreiſtig-
keit mit den Plünderern auf einem Scheiterhaufen verbrannt

Die Arbeiter ſtehen feſt zuſammen und ſtreiken weiter. Aber
gleichwohl werden ſie des ſchlimmſten Terrors bgzichtgt den ſie

en die Arbeitswilligen verüdt haben ſollen. Den Beweis ſür
ſolche Behauptungen, die durch die Tatſachen glatt widerlegt
werden, ſchenken ſich natürlich die edlen Herrſchaften, die in vier
furchtbaren Kriegsjahren das deutſche Volk aufs Ungeheuerlichſte
terroriſiert haben. Oder find nicht Millionen deutſcher
Volksgenoſſen wider ihren Willen in die blutigſte

enſchenſchlächterei hin eingetrieben worden, iſt
nicht wider ihren Willen der Krieg durch die all
deutſche Erobernungspolitik bis zur völligen Ver-
elendung Deutſchlands verlängert worden?! Das iſt
natürlich bei den Herrſchaften, die ſich heute über den „Terroris
mus“ ſtreikender Arbeiter die Kehlen wund ſchreien, kein Terror
ach nein, das nennen ſie „höchſtes Menſcheninm“!

Wir haben allerdings eine etwas andere Bezeichnung dafür.
Jm übrigen laſſen wir dieſer ſcheinheiligen bürgerlich-regierungs-

8 We ſie immer mag. Wir reiten dochl Und halten es mit
oethe:

Uebers Niederträcht'ge niemand ſich beklage.Wandrer gegen ſolche Not, wollteſt du dich ſtränben
Wirbelwind und trocknen Kot, laß ſie drehn und ſtäuben!“

Ausharren im Sbcreik.
Trotz des ſtarken Druckes, der auf der Bevölkerung ſeit dem

Einrücken der Regierungstruppen laſtet, iſt von einem Abflauen
der Stimmung unter den Streikenden nichts zu ſpüren. Die Be-
geiſterung für den gerechten ſozialen Kampf iſt noch genau ſo ſtark,
wie bei der einmütig erfolgten Niederlegung der Arbeit am Anfang
der vorigen Woche. Jm Gegenteil: die Entſchloſſenheit zum Aus
halten iſt ſtärker denn je. Das zeigte der Verlauf einer geſtern
nachmittag in Diemitz ſtattgefundenen ſtark beſuchten Straßen-
bahner-Verſammlung. Nach kurzer Berichterſtattung über
den augenblicklichen Stand des Streikes wurde einmütig deſchloſſen,
die Arbeit weiter ruhen zu laſſen.

Dieſelbe begeiſterte Stimmung herrſchte in einer kurz vorher an
gleicher Stelle abgehaltenen Verſammlung der Eiſenbahner,
an der etwa 4000 Perſonen teilnahmen. Eiſerner, unbeugſamer
Wille zum Ausharren beſeelte die Eiſenbahnproletacier und
ſtürmiſch waren die Zuſtimmungskundgebungen, als zu feſtem
Zuſammenhalten aufgefordert wurde. Mit den wenigen Ab-
geſplitterten kann General Maercker eine Wiederaufnahme des
Betriebes nicht erwirken. Es gilt jetzt nur noch kurze Zeit alle
Muskeln anzuſpannen, alle Kraft zuſammenzunehmen, und der
Rieſenkampf für eine wirklich ſozialiſtiſche Ordnung endet
mit dem Siege des Proletariats. Die nächſten Stunden ſchon
können die Entſcheidung bringen. Wir halten durch! iſt die Parole
der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft
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Im ſtädtiſchen Flektrizitätswerk
haben die Arbeiter am Mittwoch mittag die Arbeit wieder auf
genommen. Es gab alſo geſtern nachmittag bereits wieder elektriſchen
Strom und am Abend elektriſches Licht. Wer dagegen auf Gas-
licht angewieſen iſt, mußte auch geſtern abend noch im Dunklen
ſitzen, da ſich die Gas arbeiter noch im Streik befinden.

Die Buchbinder und Buchbinderei-Arbeiterinnen
treffen ſich am Freitag, den 7. März, nachmittags 3 Uhr, in
Diemitz, am Schlößchen.

Der Soldatenrat aufgelöſt!
Die Regierungstruppen haben nunmehr auch den Wettiner Hof,

den Sitz des Halliſchen Soldatenrates, beſetzt. General Maercker
hat ſich, der SaaleZeitung zufolge, über die Auflöfung des Sol
datenrates wie folgt geäußert:

„Ein Arbeiter- und Soldatenrat beſtehe feit dem
19. Januar, dem Tage einer vielgenannten Reichsverordnung,
rechtlich nicht mehr. Es gäbe nur noch einen Garni-
ſonſoldatenrat. Verordnungen des Korpsſoldatenrates ent
behren ſeit dieſem Datum jeder Rechtmäßigkeit. Anordnunngen, die
vom hieſigen Soldatenrat ohne Zuziehung des Garniſonkommandos
etroffen wurden hätten keinerlei Gültigkeit. Ein neuerEoldatenret beſteht aus 3-6 Mitgliedern, entſprechend

der Größe der bieſigen Garniſon, während der bisderige, rechtlich
bereits ſeit dem 19. Januar unzuläſſige S.-Rat nicht weniger als
153 Mitglieder batte

Die Sicherheitstruppe wird ſofort um gebildet werden.
Jch werde dabei allen berechtigten Jntereſſen der halliſchen Bürger
ſchaft Rechnung tragen.

Dann kommt die Sänberung der Kaſernen von allen
Leuten, die nicht dorthin gehören.“

7

Die Jnfanteriekaſerne in der Reilſtraße
iſt henke, Donnerstag, vormittag gleichfalls von Regierungs-
truppen beſetzt worden.

Warum wurde Genoſſe Kilian verhaftet
Auf dieſe Frage antwortete General Maercker in einer Be

ſprechung mit Vertretern der Halliſchen Preſſe: „Genoſſe Kilian
ſei in öffentlichen Plakaten für den Sturz der gegenwärtigen
Regierung eingetreten und habe in einer Sitzung des Arbeiter
rates geſagt, falls die Regierung Trupp nach Halle ſende, man
dieſen hier ſchon den nötigen Widerſtand leiſten wiſſen werde.“

Ob dieſes „Anklagematerial“ beweiskrä tig ift und ſich die Ver
haftung des Genoſſen Kilian weiter aufrechterhalten läßt, dürfte
ja wohl bald die weitere Unterſuchung ergeben.

Die Plünderungsſchäden
werden auf etwa 20 Viillionen Mark geſchätzt. Die Zahl der

geplünderten und ausgerauhten Geſchäfte ſoll gegen 200 verragen.

ſozialiſtiſchen Geſellſchaft gern das Vergnügen, uns anzukläffen,

Das r den Verluſt auf 80 000, Poktel u. Bros
kowti auf 300 400000, Brackebuſch auf 100000, Endepols auf
eine halbe Million Aßmann desgleichen, Ritter anf mindeſtens
120 00) Mark uſw.

Der „Oruckfehlerteufel der Volksſtimme.

Nummer vom Dienstag hatte die Vollsſtimme, dash für ehren Regierungsſozialismus, u. a. den Satz

chen hatten wir Verbindung mit Noske bekommen,
einige Aufklärungen über die Lage in Halle und forderten

es entſchieden, vor Donnerstag keine Regierungstruppen nach
Halle zu fenden.

Obwohl dieſer Satz gans vortrefflich zur ſonſtigen „Pſycho
logie des ehrenwerten ttes vaßt, iſt ſeinem Urheber am näch
ſten Tage doch ein Seifenſieder darüber aufgegangen, daß ein
ſoziakiſtiſches“ Blatt damit nicht eben viel Ehre einlegen kann.

Da man nun nicht immer, wie Adolf Thiele ſeinerzeit mit
der „Verwechſlung“ Grillparzers mit einem „nordiſchen Dichter“,
mit einem „Schwuvpper“ herausreden kann, ſo muß jetzt zur Ab-
wechſlung wieder einmal der überaus geduldige „Druckifehlerteufel“
als der große Sünder“ herhalten. Jn Plakataufmachung
wird auf der erſten Seite der geſtrigen Volksſtimme den gläubi-
gen Leſern kund und zu wiſſen getan, daß der „Druckfehlerteufel“
dem ſehnſüchtig nach Regierungstruppen verlangenden Scheide
mann Blättchen einen „hundsgemeinen Streich“ geſpielt habe.

n Wirklichkeit habe „der vom Setzer verwürgte Satz“ (wie ge
mackvoll!) heißen ſollen und forderten entſchieden, es war

Donnerstag, keine Regierungstruppen hierherzuſenden.“
Was ſo ein Druckfehlerteufel“ doch nicht alles fertigbringt, zu

mal wenn er derart vorwitzig iſt, wie der der Volksftimme! Da-
mit er nicht noch mehrere ſolcher „hundegemeiner Streiche“ ver-
üben kann und die Volksſtimme dann hinterher den Glauben ihrer
Leſer faſt unmöglichen Belaſtungsproben ansſetzen muß, ſolltendie Thicleleute ſtändig von einem Regierungsſoldaten bewachen

en

Der Unterricht in der gewerblichen Fortbildungsſchule
dauert, ſolange der Belagerungszuſtand anhält, von 8 Uhr morgens
bis 6 Uhr abends Nach Aufhebung des Belagerungszuſtandes
findet wieder regelmäßiger Unterricht ſtatt. Dieſes gilt nicht nur
für die Klaſſen der Fortbildungsſchule, fondern auch für ſämtliche
Unterrichtskurſe.

Der Fernſprechverkehr Halſe-Stadt iſt geöffnet von morgens 8
bis abends 6 Uhr. Privat-Ferngeſpräche müſſen bis 5 Uhr
nachmittags angemeldet werden.

Das Einigungsabkommen.
Wie wir von der aus Weimar zurückgekehrten

Streikleitung erfahren, ſind die von den Streikenden
aufgeſtellten wirtſchaftlichen Forderungen
bewilligt.

Das Abkommen befagt weiter, daß über die Auf
hebung des Belagerungszuſtandes in Halle
und die Zurückziehung der Regiernngstruppen mit
dem General Maerker in Halle ſelber verhandelt
werden ſoll. Dieſe Verhandlung der Streikleitung
mit General Maercker findet im Augenblick ſtatt.
Falls eine endgültige r hier nicht erzielt
werden ſollte, ſo ſoll wieder an Wehrminiſter Noske
herangetreten werden, um die eundgültige Regelung
in die Wege zu leiten.

Straßenkämpfe in Berlin.
Berlin, 6. März. Die Volksmarine-Divifion und

ein Teil der repuölikaniſchen Soldatenwehr iſt zu
den Spartakiſten übergegangen. Auf dem Tietzſchen Grund-
ſtück haben ſich 80 Matrofen mit Maſchinengewehren und Hand-
grangten feſtgeſetzt. Jn der neuen Friedrichſtrgße wurde von
Matroſen eine Barrikade errichtet, ebenſo auf dem Strauß
berger Platz. Um 11 Uhr abends brachte die Volksmarine-
diniſion in verſchiedenen Zugangsſtrahzen zum Polizeipräſidinm
Maſchinengewehzre in Stelung, um das Präſidium zu ſtürmen.

Lebensmittelausgabe in Halle.
Jn der Talamtſchule wird am Freitag, den 7. März, Schlack

wurſt verkauft. Berückſichtigt werden die Jnhaber der Lebens-
mittelſcheine mit den Nummern 3001 -4500 vorm. von 8 12 Uhr
und 4501 5500 nachm. von 25 Uhr. Für jede Perſon eines
Haushalts kann Pfund Schlackwurſt zum Preiſe von 2,50 Mk.
für 4 Pfund abgegehen werden. Die im Kleinhandel in der
Vorwoche zugeteilten Supp en ſind, ſoweit ſie noch nicht verkauft
wurden, auf Marke 273 des Warenbezugſcheines Nr. 19 und zwar

Pfund vro Kopf abzugeben. Gegen Marke Nr. 37 der Kar
toffelkarte können von Mittwoch ab 5 Pfund Kartoffeln von
den zuſtändigen Kleinhändiern entnommen werden. Jn der Tal-
amtſchule werden nur Lebensmittel für Kranke gegen Scheine ab
gegeben. Die Ausgade der Zuckermarken für den Monat
Mär; findet in der Zeit vom Donnerstag, den 6. März, bis ein
ſchließlich Sonnabend, den 15. März, zugleich mit der Ausgabe der
Brotmarken in den ſtädtiſchen Markenausgabeſtellen ſtatt. Zucker
marken, die in der vorgenannten Zeit nicht entnommen ſind, werden
nicht nachgeliefert. Die Jnhaber von Bäckereien und Kondi-
toreren, ſowie die Süßigkeitsgewerbetreibenden werden hierdurch
aufgefordert, die für den Monat r uckermarken und
war die Geſchäftsinhaber mit den Anfangsbuchſtaben 4 amSreugg, den 7. März, diejenigen mit den Anfangsbuchſtaben K-R

am Sonnab., den 8. März, und dieienigen mit den Anfangsbuchſtaben
2 am Montag, den 10. März, vormittags von 8- 12 Uhr im

Stadternährungsamt, Marktplatz 22, 2. Overgeſchoß, Zimmer 9, in
Empfang zu nehmen. Ein Ausweis iſt mitzubringen. Die Aus-
abe der Zuckermarken an Gaſtwirtſchaften erfolgt ſpäter.
artoffelverkauf. Jn der Bekanntmachung betr. Kartoffel

verkauf iſt ein Verſehen unterlaufen. Jn der laufenden Woche
werden Kartoffeln auf Marke 36 der Kartoffelkarte abgegehen. Die
Marke 37 gilt erſt in der Woche vom 10.-17. März. Diejenigen
Jnhaber von Kieinhandelsgeſchäften, welche Kundenliſten eingereicht
haben, werden aufgeforderk, Freitag, den 7. März, bei den von
ihnen gewählten Großfirmen die in dieſer Woche zum Verkauf ge-
langende Marmelade abzuholen.

Gemeindewahlen im Saalkkreiſe,
Bei den am Sonntag ſtattgefundenen Gemeindewahlen hat unſer

Partei überall außerordentlich gute Erfolge zu verzeichnen. JnLöbejün erhielt unſere Partei 7, die Bürgerlichen 5 Sitze. Am-

mendorf 13 Unabh., 3 Bürgerl., Radewell 7 Unabh., 2 Bürgerl.,
Lochau 7 Unabh., 5 Bürgerl., Burgliebenau 7 Unabh., 5 Vürgerl.,
Jnwenden s Unabh, 4 Bürgerl., Burg und Kapellenende je Z Un
r und 3 Bürgeri., Lieskau 6 Unabh., 3 Bürgerl., Dölau
s Unabh., 4 Bürgerl., Nietleben 7 Unabh., 2 Bürgerl., Zſcherben
7 Unabh., 2 Bürgerl., Oſendorf 8 Unabh., 1 Bürgeri., Döllnitz
9 Unabh., 3 Bürgerl., Osmünde 6 Unabh., 3 Bürgerl., Kleinkugel
s Unabh., s Bürgerl., Dieskau und Btuckdorf je 7 Unabh. und
2 Bürgerl., Groitſch, Oppin, Peißen, Kanena ſe 5 Unabh. und
4 Burgerl., Brachwitz, Morl, Schönnewitz je 6 Unabh. und
3 Bürgerl., Reideburg 3 Unabh., 2 Rea.-Soz., 4 Bürgerl.
d F h F auſe J r re 0 re 4 Reg.-Soz.,

und 12 VBürgerliche. Jn Gräfenhainichen 6 Unabh., 4 Reg.Soz., 8 Bürgerliche. vo 4 es
Berontwort ich für W v V Lenwe 7 Halleſche b r Karl Bock.
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